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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Das Wahljahr bot verschiedene Schaukämpfe um das Thema Steuern. Die FDP lancierte
eine Steuerstopp-Initiative, die CVP präsentierte ihr Steuerreform-Konzept und die SVP
forderte die Senkung der direkten Bundessteuer um 10% bis 2001 bei gleichzeitiger
Reduktion der Bundesausgaben. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die geplante Straflosigkeit für Steuersünder bei Selbstanzeige wurde von den
bürgerlichen Parteien in der Vernehmlassung durchwegs positiv bewertet. Wer nicht
versteuerte Vermögen oder Einkommen nachträglich angibt, soll lediglich die Steuer
zuzüglich der Zinsen bezahlen und von einer Strafe verschont bleiben. Entgegen der
ständerätlichen Vorlage, die natürlichen Personen einmal im Leben und juristischen
Personen alle 30 Jahre eine straflose Selbstanzeige zugesteht, verlangte die SVP als
einzige bürgerliche Partei eine allgemeine Steueramnestie. Die SP hingegen wollte die
Amnestie nur natürlichen Personen, nicht aber juristischen Personen, zukommen
lassen. Unter den Kantonen zeigte sich Nidwalden skeptisch und sprach der Vorlage die
Motivationskraft zu einer verstärkten Steuerdisziplin ab. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Als Postulat überwiesen wurde ein Aufruf der SVP-Fraktion zum Verzicht auf weitere
Einschränkungen des Steuerwettbewerbs zwischen den Kantonen. Der Wettbewerb
garantiere tiefe Steuern. Die Steuerharmonisierung dagegen könnte Steuererhöhungen
zur Folge haben. Walker (cvp, SG) unterstützte formelle Vereinheitlichungen zwischen
den Kantonen. Fässler (sp, SG) gab zu bedenken, dass die bestehenden
Steuerunterschiede von der Bevölkerung nicht verstanden würden. Nachdem die SVP-
Fraktion Bundesrat Villiger ihre Zusammenarbeit bei der formellen
Steuerharmonisierung zusichert hatte, hiess der Rat die Motion in der Form eines
Postulats mit 98 zu 70 Stimmen gut. 3

POSTULAT
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Erfolglos blieb eine Motion von Ständerat Brändli (svp, GR) zur Reduktion der direkten
Bundessteuer. Mindestens 50% der wachstumsbedingten Mehreinnahmen hätten an
die Steuerpflichtigen zurückerstatten werden sollen. Davon erhoffte sich der Motionär
eine Steigerung der Standortattraktivität der Schweiz. Der Bundesrat erklärte, bis 1997
habe die Schweiz mit einer Fiskalquote von 33,8% gegenüber der OECD (37,2%) und der
EU (41,5%) ihren Standortvorteil bewahren können. Ausserdem würde die
vorgeschlagene Massnahme den Rahmen des Finanzleitbildes sprengen. Mit 26 zu 6
Stimmen verwarf der Ständerat das Begehren auch in der Form eines Postulates. Im
Nationalrat unterlag die SVP-Fraktion mit ihrer Motion (Mo. 99.3581) zur Senkung der
Steuerlast. Sie hatte einen Dringlichen Bundesbeschluss zur Reduktion der direkten
Bundessteuer um 10% gefordert. Der Finanzplan sollte ausserdem um eine
Verzichtsplanung ergänzt werden, die die Kompensation allfälliger Steuerausfälle regelt.
Schliesslich stellte Nationalrat Brunner (svp, SG) vergeblich die Forderung (Mo. 99.3339)
nach einem Steuerstopp. Er wollte erreichen, dass jede künftige Erhöhung einer Steuer
durch die Reduktion einer anderen Steuer vollständig kompensiert werden muss.
Bekämpft wurde die Motion von Fässler (sp, SG), die das Begehren als Wahlkampfvorlage
kritisierte und ihrem Verfasser zu bedenken gab, dass auch die Landwirtschaft von
einer solchen Politik negativ betroffen sein würde. 4

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Auf Antrag seiner WAK beschloss der Nationalrat in der Herbstsession, auch
Entlastungen für Unternehmen ins Steuerpaket aufzunehmen. Vergeblich hatte der
Bundesrat um etwas Geduld gebeten, bis er seine Reformvorschläge ausgearbeitet
habe. Die grosse Kammer senkte den Steuersatz von 8,5% auf 8% des Reingewinnes –
economiesuisse hatte eine Verringerung auf 7,5% gefordert. Einen Antrag Fehr (sp, ZH),
der die KMU mittels Abzug der Ausbildungskosten für Lehrtöchter und Lehrlinge
entlasten wollte, lehnte der Rat ab. Hingegen überwies er im Einverständnis mit dem
Bundesrat eine Motion seiner WAK (Mo. 01.3214), welche die Beseitigung steuerlicher
Ungerechtigkeiten für die KMU verlangte, und stimmte der ständerätlichen Motion
Schweiger (Mo. 00.3552) (fdp, ZG) mit 71:52 Stimmen zu, welche ebenfalls

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2001
MAGDALENA BERNATH
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Steuerleichterungen für die KMU verlangte. In seiner Antwort auf eine Interpellation der
SVP-Fraktion (Ip. 013040) betonte der Bundesrat, Massnahmen zugunsten der
Unternehmungen müssten mit einer nachhaltigen Finanzpolitik vereinbar sein. Im
Anschluss an die Swissair-Krise erklärte sich die Wirtschaft bereit, für ein paar Jahre
auf die vom Nationalrat beschlossene Steuersatzsenkung zu verzichten. 5

Ende Jahr präsentierte der Bundesrat seine Botschaft für eine Neue Finanzordnung;
sie entsprach dem im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebenen Entwurf. Die Vorlage
beinhaltet insbesondere die Aufhebung der Befristung der direkten Bundessteuer und
der Mehrwertsteuer sowie die Streichung des Sondersatzes von 3,6% im
Tourismusbereich. Letzterer sei eine strukturpolitisch motivierte Finanzhilfe, die nicht
in das Steuersystem gehöre. Da der Sondersatz umstritten ist – in ihrer Stellungnahme
hatten sich die Hotellerie und die Tourismuskantone für seine Beibehaltung
ausgesprochen –, soll separat darüber abgestimmt werden. Nach der Ablehnung der
Energielenkungsabgabe verzichtete der Bundesrat auf eine Steuerreform mit
ökologischen Anreizen. In der Vernehmlassung hatten sich vor allem economiesuisse
und die Bankiervereinigung, aber auch der Strassenverkehrsverband gegen die
definitive Verankerung der direkten Bundessteuer ausgesprochen. Der Schweizerische
Treuhändlerverband und die SVP plädierten gar für die Abschaffung der direkten
Bundessteuer. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Parteien, Kantone und Economiesuisse äusserten sich kritisch zum Ansinnen des
Bundesrates. Das Ziel, die steuerliche Ungleichbehandlung von
Zweiverdienerehepaaren aufzuheben, war unbestritten, ungeeignet und untauglich
seien hingegen der vorgeschlagene Zweiverdienerabzug und die Gegenfinanzierung,
weil sie zu einer Mehrbelastung der Alleinstehenden führten. Zudem hätten
Zweiverdienerehepaare nun im Vergleich zu Einverdienerehepaaren und
Konkubinatspaaren deutlich weniger zu bezahlen als nach geltendem Recht. SVP, CVP
und Economiesuisse sprachen sich für ein Teilsplitting aus, das auch die Konferenz der
kantonalen Finanzdirektoren befürwortete; SP und FDP bevorzugten die Einführung der
Individualbesteuerung. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat lehnte eine Motion der SVP-Fraktion ab, welche die Ertrags- und
Kapitalsteuern für Unternehmen auf Bundesebene aufheben wollte, um Anreize für die
Ansiedelung neuer Unternehmen zu schaffen. 8

MOTION
DATUM: 09.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Die SVP wollte mit einer Motion den Gewinnsteuersatz für Unternehmen bei der
direkten Bundessteuer von 8.5% auf 5% senken, da dies einem internationalen Trend
entspreche. In der Senkung des Gewinnsteuersatzes für Unternehmen sah die SVP eine
einfache und wirksame Massnahme, um die steuerliche Attraktivität des
Unternehmensstandortes der Schweiz zu erhalten und im Rahmen des internationalen
Wettbewerbes zu verbessern. Entgegen der Empfehlung des Bundesrates, welcher
darauf hinwies, dass die Senkung der Gewinnsteuer Mindereinnahmen von 3,7 Mia Fr.
bringen würde, nahm der Nationalrat die Motion an. 9

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Ein Postulat der SVP wie auch eines der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrates (Po. 07.3291) beauftragten den Bundesrat je einen Bericht zu erstellen.
Während das erste Postulat einen Überblick über zusätzliche Belastungen durch
Steuern, Abgaben und Gebühren verlangte, forderte das andere einen Bericht über die
Über- und Unterbesteuerung der privaten Altersvorsorge. Der Nationalrat nahm beide
Postulate an. 10

POSTULAT
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER
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Der Ständerat behandelte zwei im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motionen zur
Senkung des Gewinnsteuersatzes für Unternehmen. Die Motion der FDP-Fraktion war
recht offen formuliert, und schrieb insbesondere den Umfang und den zeitlichen
Horizont der Senkung nicht vor, schlug aber eine Flexibilisierung bei der Besteuerung
unterschiedlicher Ertragsarten vor. Diese Motion, die in erster Linie die
Standortattraktivität der Schweizer Wirtschaft für ausländische Unternehmen fördern
will, nahm die kleine Kammer gegen einen Ablehnungsantrag Fetz (sp, BS) mit 32 zu 10
Stimmen an, allerdings in einer abgeänderten Form, welche die Flexibilisierung
ausschloss, da dieses so genannte Box-Modell, welches heute von den Niederlanden
praktiziert wird, auch in der EU nicht unbestritten ist. Gegen den Widerstand der SP,
die fand, gerade die Flexibilisierung hätte eine innovative Entwicklung ermöglicht,
stimmte der Nationalrat der definitiven Überweisung in der modifizierten Form mit 95
zu 61 Stimmen zu. Die Motion der SVP-Fraktion (Mo. 07.3269), die genaue Vorgaben zur
Senkung (von heute 8,5% auf neu 5,0%) vorsah, was allein beim Bund zu jährlichen
Steuerausfällen von 3,8 Mia Fr. führen würde und auch beträchtliche Auswirkungen auf
die Kantone hätte, lehnte der Ständerat mit 33 zu 7 Stimmen ab. 11

MOTION
DATUM: 24.09.2008
MARIANNE BENTELI

Die SVP lancierte eine Volksinitiative zum Thema Familienbesteuerung, die die vom
Parlament verabschiedete Familienbesteuerungsvorlage korrigieren soll. Konkret
fordert die SVP Steuerabzüge für traditionelle Haushalte und damit eine finanzielle
Entlastung von Einverdienerfamilien. Diese würden durch die Steuervorlage wie sie vom
Parlament beschlossen wurde, doppelt bestraft, da sie zum einen wegen der Kinder auf
ein zweites Einkommen verzichten und zum anderen mit ihren Steuergeldern die
ausserfamiliären Betreuungsangebote für Doppelverdiener unterstützen würden. Aus
diesem Grund verlangt die Initiative, dass Eltern, die sich selbst um ihre Kinder
kümmern, ein gleich hoher Steuerabzug gewährt wird wie Eltern, die ihre Kinder durch
Dritte betreuen lassen. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.01.2010
NATHALIE GIGER

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge, welche
Sofortabschreibungen durch Unternehmen ohne steuerliche Aufrechnungen erlauben
wollte. Bislang wurden vorgenommene Wertverminderungen auf Wirtschaftsgüter von
der Steuerbehörde nicht automatisch akzeptiert, da im Handelsrecht und im
Steuerrecht unterschiedliche Abschreibungssätze zur Anwendung kamen. In der
Frühjahrssession sprach sich eine Mehrheit von 100 zu 85 VolksverterInnen für die
parlamentarische Initiative aus. Der Entscheid des Ständerates zu diesem Geschäft war
im Berichtsjahr noch hängig. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2012
LAURENT BERNHARD

Im Bereich der Familienbesteuerung präsentierte der Bundesrat im Juli seine Botschaft
zur Familieninitiative der SVP. Diese forderte neue Steuerabzüge für Eltern, die ihre
Kinder selbst betreuten. Das Begehren war eine Reaktion auf die im Jahre 2011 in Kraft
getretene Regelung, die für berufstätige Eltern einen Abzug für die Betreuungskosten
von jährlich maximal 10'100 Franken pro Kind eingeführt hatte. Die SVP erachtete diese
fiskalische Massnahme als Diskriminierung jener Eltern, die ihre Kinder nicht extern
betreuen liessen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Volksinitiative. Die
Landesregierung machte geltend, dass Zweiverdienerehepaaren aufgrund der Kosten
für die Fremdbetreuung nicht das gleiche Einkommen zur Verfügung stand wie
Einverdienerehepaaren in gleichen wirtschaftlichen Verhältnissen. Mit dem
eingeführten Abzug für die Betreuung sei dieser verminderten wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit von Eltern mit fremdbetreuten Kindern Rechnung getragen worden.
Im Gegensatz dazu war der Bundesrat der Ansicht, dass die SVP-Initiative die
steuerliche Besserstellung der Eigenbetreuung zur Folge hatte und somit gegen das
Prinzip der Steuerneutralität verstiess. 14

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.07.2012
LAURENT BERNHARD

Im Gegensatz zum Nationalrat im Vorjahr gab der Ständerat in der Sommersession einer
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion keine Folge, welche
Sofortabschreibungen durch Unternehmen ohne steuerliche Aufrechnungen erlauben
wollte. Somit wurden vorgenommene Wertverminderungen auf Wirtschaftsgüter von
der Steuerbehörde weiterhin nur bis zu einem im Steuerrecht festgehaltenen
Maximalwert akzeptiert. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2013
LAURENT BERNHARD

01.01.89 - 01.01.19 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Gegen den Antrag des Bundesrats stimmte der Nationalrat in der Herbstsession einer
von der SVP-Fraktion eingereichten Motion zu, welche die Abschaffung der
Stempelabgabe auf Sach- und Vermögensversicherungen forderte. Der Entscheid des
Ständerats zu diesem Geschäft war am Jahresende noch hängig. 16

MOTION
DATUM: 09.09.2013
LAURENT BERNHARD

Eine Motion der SVP-Fraktion, welche die Abschaffung der Stempelabgabe auf
rückkauffähigen Lebensversicherungen zum Ziel hatte, passierte die Hürde des
Nationalrats. Der Bundesrat hatte diesen Vorstoss zur Ablehnung empfohlen. 17

MOTION
DATUM: 09.09.2013
LAURENT BERNHARD

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen" zeigte, dass nur gerade die Hälfte der CVP-Anhänger dem
Anliegen ihrer Partei zugestimmt hatten. Bei der SVP, die etwas überraschend die Ja-
Parole beschlossen hatte, war gar weniger als ein Drittel der Parteibasis der Empfehlung
gefolgt. Die VOX-Analyse kam überdies zum Schluss, dass der gesellschaftspolitische
Konflikt, der bei früheren familienpolitischen Vorlagen eine wichtige Rolle gespielt
hatte, bei der CVP-Familieninitiative kaum zum Tragen gekommen war. Die Initiative sei,
so die Autoren, vielmehr aus fiskalpolitischen Gründen abgelehnt worden. Eine
Mehrzahl der befragten Personen hatte angegeben, gegen die Initiative gestimmt zu
haben, weil vor allem bessergestellte Familien davon profitiert hätten. Neben dem
Fairness-Argument, das im Wahlkampf vor allem von linker Seite eingebracht worden
war, hatten auch die drohenden Steuerausfälle ein Nein begünstigt. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
DAVID ZUMBACH

Bei der anfangs Dezember 2017 zu Ende gegangenen Vernehmlassung zur
Steuervorlage 17 (SV17) gingen 127 Stellungnahmen ein. Unbestritten waren die
Dringlichkeit sowie die Ziele der Reform, ansonsten beurteilten die Teilnehmenden die
Vorlage jedoch sehr unterschiedlich: Die KdK und die Finanzdirektorenkonferenz (FDK),
alle Kantone sowie die Städte- und Gemeindeverbände hiessen den bundesrätlichen
Vorschlag mehrheitlich gut, forderten jedoch einen Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer von 21.2 Prozent anstelle der im Entwurf vorgeschlagenen 20.5 Prozent.
Zahlreiche Kantone sprachen sich zudem dafür aus, die vom Bundesrat im Vergleich zur
USR III fallen gelassene zinsbereinigte Gewinnsteuer auf überdurchschnittliches
Eigenkapital wieder aufzunehmen, wie es vor allem der Kanton Zürich im Vorfeld
gefordert hatte. Diese Forderung wurde auch von verschiedenen Organisationen,
Verbänden und Kantonalparteien – insbesondere aus dem Kanton Zürich – unterstützt. 
Auch die SVP befürwortete die zinsbereinigte Gewinnsteuer und forderte zusätzliche
steuerliche Massnahmen wie einen erhöhten Steuerabzug für Start-ups. Zudem sprach
sie sich für eine Senkung der Gewinnsteuer des Bundes von 8.5 auf 7.5 Prozent aus.
Dies sollte den Spielraum der Kantone weiter vergrössern und stellte eine Reaktion auf
die Senkung der Konzerngewinnsteuern in den USA dar. Diese Absicht unterstützte auch
die FDP.Die Liberalen. Sie forderte zudem, die vorgeschlagenen steuerlichen
Massnahmen für fakultativ zu erklären, um die konkrete Ausgestaltung den Kantonen zu
überlassen – eine Position, die unter anderem auch die Economiesuisse teilte. Einig war
man sich im bürgerlichen Lager mehrheitlich in der Kritik zur Erhöhung des
Mindestansatzes der kantonalen Dividendenbesteuerung als
Gegenfinanzierungsmassnahme. Zahlreiche bürgerliche Parteien und Organisationen,
darunter die SVP, die FDP.Die Liberalen, die BDP, der Gewerbeverband und die
Vereinigung der Familienunternehmen Swiss Family Business sprachen sich gegen diese
aus, da damit in den Ermessensspielraum der Kantone eingegriffen werde und eine
solche Regelung insbesondere den KMU schade. Die GLP schlug alternativ vor, die
Gewinnsteuer an die Dividendenbesteuerung zu koppeln: Eine höhere
Dividendenbesteuerung würde folglich tiefere Gewinnsteuern erlauben. 
Auch Akteure aus dem linken politischen Spektrum äusserten Kritik an der vorgelegten
SV17. Die SP lehnte die Fördermassnahmen wie die Patentbox und die Abzüge für
Forschung und Entwicklung ab und beantragte, diese – falls sie doch eingeführt würden
– zeitlich zu befristen. Sie befürwortete die vorgeschlagenen
Gegenfinanzierungsmassnahmen, diese gingen ihr jedoch zu wenig weit: Die
Dividendenbesteuerung sei auf mindestens 80 Prozent auf Kantons- und auf 100
Prozent auf Bundesebene zu erhöhen. Zudem sollten die Mindestvorgaben für die
Familienzulagen auf mindestens CHF 50 erhöht werden, erklärte sie. Für den SGB
stellte die Erhöhung der Dividendenbesteuerung auf 70 Prozent das Minimum dar, er
schlug sogar eine Erhöhung auf 100 Prozent sowie eine Erhöhung der Kinderzulagen auf
CHF 100 und eine Einschränkung des Kapitaleinlageprinzips (KEP) vor. TravailSuisse und
Centre Patronal forderten die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs entsprechend der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2017
ANJA HEIDELBERGER
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gleichnamigen Initiative. Für die Grünen ging die Steuervorlage 17 in die falsche
Richtung, da sie den Steuerwettbewerb weiter anheize und intransparente
Steuerausfälle zur Folge habe. Sie forderten einen Mindeststeuersatz für Unternehmen
sowie Korrekturen an der USTR II, insbesondere eine Einschränkung des KEP. 
Eine Aufteilung der Vorlage – wie sie bereits kurz nach Ablehnung der USR III als «Plan
C» diskutiert worden war – brachte schliesslich die CVP ins Spiel: In einem ersten
Schritt sollen nur die breit akzeptierten und dringlichsten Elemente – die Abschaffung
der Sonderregeln für Statusgesellschaften, die Erhöhung des Kantonsanteils auf 21.2
Prozent sowie die Anpassung des Finanzausgleichs – vorgenommen werden. Die neuen
Steuerprivilegien sowie die Erhöhung der Dividendenbesteuerung und der
Kinderzulagen würden erst in einem zweiten Schritt diskutiert. Diesen Vorschlag
unterstützte der Verband Swissholdings, da «die internationale Schweizer Wirtschaft
auf die rasche Abschaffung der heutigen Regimes [...]» angewiesen sei.
Die Medien zogen im Anschluss an die Vernehmlassung insbesondere Parallelen zur
Steuerreform im Kanton Waadt: Dieser hatte als Ausgleich zu den Steuersenkungen für
die Unternehmen zusätzliche Sozialausgaben für Kindergeld, Kinderbetreuungsbeiträge
und Subventionen für die Krankenkassenprämien gesprochen, woraufhin die
Kantonsbevölkerung sowohl die USR III als auch die kantonale Umsetzungsgesetzgebung
gutgeheissen hatte. Diesem Vorbild habe nun auch Finanzminister Maurer folgen
wollen, seine sozialen Kompensationsmassnahmen seien jedoch auf wenig Anklang
gestossen – sie seien gemäss Tages-Anzeiger als «Feigenblatt» wahrgenommen
worden. 19

Indirekte Steuern

Nach dem Ständerat folgte auch die Volkskammer dem Bundesrat und empfahl die
beiden Volksinitiativen zur Abschaffung der Schwerverkehrssteuer resp. der
Autobahnvignette, welche 1986 vom Automobiljournalisten Bernhard Böhi eingereicht
worden waren, ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben der AP, der LP und
Exponenten des Auto- und Transportgewerbes aus der SVP hatte sich auch eine
gewichtige Minderheit der FDP-Fraktion für die beiden Initiativen stark gemacht. Die
Begehren werden allerdings dem Volk nicht zur Abstimmung vorgelegt werden. Böhi
zog sie zurück, nachdem es ihm nicht gelungen war, die grossen Automobilverbände für
ein substantielles finanzielles Engagement in der Abstimmungskampagne zu
gewinnen. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Kompromiss erwies sich auch bei den Beratungen des Nationalrats in der
Wintersession als tragfähig. Der Rückweisungsantrag der Liberalen wurde mit 105 zu 17
Stimmen abgelehnt. Allerdings bekundete vor allem die SVP Mühe, sich an die
Abmachungen unter den Bundesratsparteien zu halten. Ihr Sprecher Blocher (ZH)
kündigte an, dass die Fraktion die Forderungen nach einer zeitlichen Befristung und für
einen Abbau der direkten Steuern um mindestens Zehn Prozent unterstützen werde. In
der Detailberatung unterlagen jedoch die Anträge Reimann (svp, AG) und Coutau (lp,
GE) für eine Befristung auf zwölf Jahre sowie der Antrag Rychen (svp, BE) für einen
Rabatt bei der direkten Bundessteuer relativ deutlich. Bei der abstimmungspolitisch
wichtigen Frage der Besteuerung des Gastgewerbes korrigierte die Volkskammer den
Ständeratsentscheid und beschloss, diese Branche während einer Übergangsphase von
Fünf Jahren mit einem reduzierten Satz von 4% zu belasten. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Nationalrat hiess als Zweitrat den Bundesbeschluss über die Anhebung der
Mehrwertsteuersätze für die AHV/IV von 6,5 auf 7,5% gut, wie es das Volk bereits 1993
im Grundsatz beschlossen hatte. Der Rückweisungsantrag einer
Kommissionsminderheit um Borer (fp, SO), der eine genauere Abklärung der
Auswirkungen der Proportionalisierung der MWSt-Zuschläge und die langfristige
Finanzierung der Sozialwerke verlangte, wurde deutlich abgelehnt. Die Debatte drehte
sich vorwiegend um die Ausgestaltung der Steuererhöhung. Bundesrat und Ständerat
hatten sich mit einer Erhöhung der Sondersätze für Güter des täglichen Bedarfs von 2
auf 2,3% sowie für die Hotellerie von 3 auf 3,5% begnügt. Nach Ansicht der FPS und
Teilen der SVP sollte die Differenz zwischen dem ordentlichen und den privilegierten
Steuersätzen nicht noch weiter vergrössert werden, da dies zu Ungerechtigkeiten führe.
Die Mehrheit der grossen Kammer lehnte die entsprechenden Anträge jedoch ab, um
keine Differenzen zum Ständerat zu schaffen, was ein Inkrafttreten der neuen
Bestimmungen verzögert hätte. Aus demselben Grund widersetzte sie sich auch dem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.03.1998
URS BEER
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Begehren von Egerszegi (fdp, AG), die Steuererhöhung bis zum Jahr 2000
aufzuschieben oder die AHV-Leistungen via Änderung des Teuerungsausgleiches zu
beschneiden. In der Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 130 zu 39
und im Ständerat mit 41 zu 0 verabschiedet; der Bundesbeschluss tritt am 1. Januar
1999 in Kraft. 22

Der Nationalrat verwarf eine Motion der SVP-Fraktion, welche den zweckgebundenen
Zuschlag zur Verbrauchssteuer auf Mineralöle während fünf aufeinander folgenden
Jahren um 10,9 Rappen pro Liter reduzieren wollte, um die aufgelaufenen Überschüsse
abzubauen. Die Ratsmehrheit war der Meinung, der Vorstoss widerspreche der
schweizerischen Umweltpolitik. 23

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr stimmten die Räte insgesamt elf Motionen zur Vereinfachung der
Mehrwertsteuer und zur Vereinheitlichung der Steuersätze zu: Der Nationalrat
überwies zwei von der kleinen Kammer im Vorjahr gebilligte Vorstösse der WAK-SR (Mo.
05.3465 und Mo. 05.3466), je zwei Motionen der Fraktionen der CVP (Mo. 05.3798 und
Mo. 05.3800), der SVP (Mo. 05.3147 und Mo. 05.3302) und von Philipp Müller (fdp, AG)
(Mo. 06.3261 und Mo. 06.3262)  sowie je eine Motion Schlüer (svp, ZH) (Mo. 04.3338)
und Triponez (fdp, BE) (Mo. 03.3622), der Ständerat eine Motion Frick (cvp, SZ) (Mo.
05.3813); ebenfalls überwiesen wurde ein Postulat Gutzwiller (fdp, ZH) (Po. 06.3376) zur
Mehrwertsteuerproblematik bei Subventionen. Die Vorstösse forderten u.a. eine
Befristung der Ausnahmen von der Mehrwertsteuer auf fünf Jahre, eine Vereinfachung
der Deklaration (u.a. Massnahmen, damit die Mehrwertsteuerabrechnung möglichst
rasch elektronisch eingereicht werden kann; anwendungsfreundliche Publikation aller
Instruktionen und Entscheide auf Internet; konsequente Umsetzung der Systematik),
vorteilhaftere Saldosteuersätze bei der vereinfachten Abrechnungsmethode, raschere
Auskunft der Eidg. Steuerverwaltung auf schriftliche Anfragen zu den
mehrwertsteuerlichen Konsequenzen von konkret umschriebenen Sachverhalten, mehr
Rechtssicherheit in der Mehrwertsteuer (formeller Entscheid nach jeder
Mehrwertsteuerrevision, gleich lange Spiesse im Revisions- und im
Einspracheverfahren, uneingeschränkte Respektierung der Rechte der Angeschuldigten
im Verwaltungsstrafverfahren) sowie Genehmigung der Weisungen der
Mehrwertsteuerbehörden durch den Vorsteher des EFD, um Gleichheit herzustellen mit
anderen von der Regierung erlassenen Verordnungen. Bundesrat Merz betrachtete die
Vorstösse als Rückenwind und Ermunterung für die laufenden Arbeiten. 24

MOTION
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Sowohl eine Motion der SVP als auch eine Motion Jenny (svp, GL) (Mo. 07.3480) wollten
die Mehrwertsteuer per 1. Januar 2010 um ein Prozent senken unter der Bedingung,
dass bis dahin die Schulden des Bundes jährlich um 3 Mia Fr. gesenkt werden. Der
Bundesrat lehnte beide Motionen entscheiden ab, da einerseits der hohe Überschuss
im Jahr 2006 sowie die vorgesehenen Überschüsse 2008-2011 nicht für die
Finanzierung neuer Vorhaben zur Verfügung stehen und andererseits die Forderung
nach einer Steuersenkung bei der Mehrwertsteuer nicht der Steuerstrategie des
Bundesrates entspricht, welche darauf abzielt, dort steuerliche Erleichterungen
vorzunehmen, wo der positive Einfluss auf Wachstum und Arbeitsplätze am grössten ist.
Die Motion Jenny wurde im Ständerat und die Motion der SVP Fraktion im Nationalrat
deutlich abgelehnt. 25

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Im Anschluss an die Debatte über die Reform der Mehrwertsteuer waren im Ständerat
eine Reihe von Motionen aus dem bürgerlichen Lager traktandiert, die alle auch
kleinere Anpassungen bei der Mehrwertsteuer vorschlugen (Triponez, Mo. 03.3622;
Schlüer, Mo. 04.3338; FDP-Fraktion,Mo. 05.3741; SVP-Fraktion, Mo. 05.3147 und Mo.
05.3302; Müller, Mo. 05.3743, Mo. 06.3261, Mo. 06.3262 und Mo. 08.3864;
Leutenegger, Mo. 05.3795; CVP-Fraktion, Mo. 05.3799, Mo. 05.3798 und Mo. 05.3800;
Darbellay, Mo. 06.3122). Sie wurden alle diskussionslos abgelehnt, da ihre Anliegen in
die Reformvorlage aufgenommen worden waren. 26

MOTION
DATUM: 02.06.2009
NATHALIE GIGER
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Am 28. September 2014 gelangte die Volksinitiative "Schluss mit der MwSt-
Diskriminierung des Gastgewerbes!" zur Abstimmung. Das drei Jahre zuvor vom
Wirteverband GastroSuisse eingereichte Begehren forderte, dass gastgewerbliche
Leistungen dem gleichen Steuersatz unterliegen wie die Lieferung von Nahrungsmitteln.
Bislang wurden nur Take-away-Einkäufe zum reduzierten Satz von 2,5% besteuert. Für
Restaurantleistungen galt der Normalsatz von 8%. Nachdem sich bereits der Nationalrat
in der Wintersession 2013 bei 16 Enthaltungen mit 94 zu 78 Stimmen gegen die Initiative
ausgesprochen hatte, empfahl im März 2014 auch der Ständerat die Ablehnung des
Volksbegehrens. In der kleinen Kammer stimmten bei 2 Enthaltungen 24
Parlamentarierinnen und Parlamentarier gegen und 13 für die Annahme der
Volksinitiative. Neben den geschätzten Mindereinnahmen von CHF 750 Mio., die eine
Reduktion des Steuersatzes für Restaurants auf 2,5% mit sich gebracht hätte, sprach
aus Sicht der Gegner gegen die Initiative, dass mit deren Annahme der bei vielen
Personen beliebte Einheitssatz vom Tisch gewesen wäre, da sie zwei separate Sätze für
Nahrungsmittel und andere gastgewerbliche Leistungen wie alkoholische Getränke,
Tabak und andere Raucherwaren vorsah. Obgleich das Anliegen im Parlament einigen
Anklang fand, war ein indirekter Gegenvorschlag der Kommission für Wirtschaft und
Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) bereits im Oktober 2013 zurückgezogen worden.
Das eingeführte Abgrenzungskriterium zwischen warmen und kalten Speisen vermochte
in der Vernehmlassung nicht zu überzeugen. Die nationalen Parteien folgten beim
Fassen ihrer Parolen grösstenteils ihren Abgeordneten. Auf nationaler Ebene gaben die
SVP und die EDU die Ja-Parole aus, die CVP beschloss die Stimmfreigabe und die
restlichen nationalen Parteien fassten die Nein-Parole. Es wichen jedoch etliche
Kantonalsektionen und Jungparteien von den Stimmempfehlungen ihrer Mutterparteien
ab. Von den grossen Verbänden erhielt das Anliegen der GastroSuisse nur gerade
Unterstützung durch den Schweizerischen Gewerbeverband (SGV). Der
Abstimmungskampf verlief sehr einseitig. Die Befürworter der Vorlage bewarben ihre
Position deutlich häufiger als die Gegner. Dennoch sprachen sich bei einer
Wahlbeteiligung von 45,9% letztlich nur 28,5% der Stimmenden für die Vorlage aus, die
auch in keinem Kanton eine Mehrheit auf sich vereinen konnte. Die höchsten Ja-
Stimmenanteile wurden in den Kantonen Uri (35,4%), Tessin (35,3%) und Jura (35,1%)
gezählt. In den Kantonen Zürich (23,9%), Zug (24,2%) und St. Gallen (26,8%) fand das
Anliegen am wenigsten Rückhalt. 

Abstimmung vom 28. September 2014

Beteiligung: 47,0% 
Ja: 684 563 (28,5%) / 0 Stände
Nein: 1 718 827 (71,5%) / 20 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP, EDU, GastroSuisse, sgv. 
– Nein: SPS, FDP(9)*, GPS, GLP, BDP, EVP, eco, SBV, TravS.
– Stimmfreigabe: CVP(13)*
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 27

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.09.2014
DAVID ZUMBACH

Finanz- und Ausgabenordnung

Nach Annahme der Mehrwertsteuervorlage reichten die Fraktionen der FDP (Mo.
93.3576) und der SVP (Mo. 93.3599) sowie Nationalrat Oehler (cvp, SG) (Mo. 93.3577) je
eine Motion ein, die verlangen, schon ab Mitte des Jahres 1994, also vor Inkrafttreten
des neuen Steuersystems, den sogenannten Vorsteuerabzug für Investitionsgüter zu
gewähren, um einen Investitionsstau zu verhindern und die Konjunktur zu beleben. 28

MOTION
DATUM: 28.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Mit ihrer Forderung nach einer Reduktion der Staatsquote auf das Niveau von 1990
hatte die SVP-Fraktion Erfolg. Vergeblich wurde die Motion von der SP, der EVP und den
Grünen bekämpft. Fässler (sp, SG) führte den Ausgabenanstieg auf die Arbeitslosigkeit
zurück und nicht – wie in der Motion beschrieben – auf den Ausbau der
Staatstätigkeiten. Mit 92 zu 71 Stimmen überwies der Nationalrat das Begehren als
Postulat. Ausserdem verlangten die Finanzkommissionen beider Räte (FK-NR und FK-
SR) vom Bundesrat, das Budget 2002 und den Finanzplan 2003-2005 in der Weise zu
konzipieren, dass sich die Staatsquote merklich reduziere, wobei der Einfluss der
demographischen Entwicklung auf die AHV/IV auszuklammern sei. Der Bundesrat hielt

MOTION
DATUM: 05.12.2000
DANIEL BRÄNDLI
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fest, dass das Finanzleitbild 2002-2004 eine kontinuierliche Absenkung der
Staatsquote auf 11,2% anstrebt und beantragte, beide Motionen abzulehnen. Der Gefahr
eines überproportionalen Anstiegs der Bundesausgaben will der Bundesrat mit einer
Koppelung derselben an die Entwicklung der Einnahmen entgegentreten. Konjunkturelle
Mehreinnahmen sollen primär zur Tilgung der Bundesschuld eingesetzt werden. Die
Fraktionen der Bürgerlichen standen dem Kommissionsanliegen zustimmend
gegenüber, die rot-grünen Ratsmitglieder und die EVP nahmen mehrheitlich eine
ablehnende Haltung ein oder verlangten die Umwandlung in ein Postulat. Schliesslich
überwies der Nationalrat seine Motion (Mo. 00.3600) mit 78 zu 67 Stimmen. Der
Vorstoss (Mo. 00.3611) wurde im Ständerat lediglich als Postulat überwiesen. 29

Auf Antrag seiner SPK beschloss der Nationalrat mit knappem Mehr (91:84), einer
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge zu geben, welche die Kompetenz
der Finanzdelegation des Parlaments zur Bewilligung von ausserordentlichen und
dringlichen Ausgabenentscheiden des Bundesrats begrenzen will. Der im Nachgang
zum Entscheid der Regierung zur Unterstützung der Swissair im Herbst 2001
eingereichte Vorstoss verlangt, dass der Bundesrat nur noch dringliche
Ausgabenbeschlüsse bis zu maximal 100 Mio Fr. verabschieden darf. Bei höheren
Summen soll nicht mehr wie bisher eine Zustimmung der Finanzdelegation ausreichen,
sondern auf jeden Fall ein Parlamentsentscheid notwendig sein. Die Finanzkommission
des Nationalrats hatte diesen Vorstoss vergeblich mit dem Argument bekämpft, dass
sich die bisherige Ordnung bewährt habe und die vorgeschlagene Regelung für wirklich
dringliche Entscheide zu schwerfällig sei. (Siehe auch hier für weitere Informationen.) 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Mit 90:75 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion Folge, welche die Einführung des Finanzreferendums auf Bundesebene
verlangt. Verpflichtungskredite und Zahlungsrahmen, die neue einmalige oder neue
wiederkehrende Ausgaben nach sich ziehen, sollen ab einem bestimmten Betrag dem
fakultativen Referendum unterstehen. Gemäss der Mehrheit der vorberatenden SPK
könnten einzelne konkrete Ausgaben für das Volk von grösserem Interesse sein als
abstrakte Gesetze. Analysen auf Gemeinde- und Kantonsebene hätten zudem gezeigt,
dass das Finanzreferendum eine bremsende Wirkung auf die Ausgaben und die
Verschuldung habe. Linke und Teile der CVP lehnten den Vorstoss ab mit dem Hinweis,
dass die Ausgaben zumeist auf Gesetzen beruhen, die bereits dem Referendum
unterstanden. Eine weitere parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion (Pa. Iv.
03.402), welche die Einführung eines Behördenreferendums für Parlamentsbeschlüsse
verlangte, die zu nennenswerten Mehrausgaben führen, wurde verworfen. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Da sich beide Räte bezüglich der Kompetenzen der Finanzdelegation für die
Beibehaltung des Status quo und gegen eine „Lex Swissair“ ausgesprochen hatten,
lehnte es der Nationalrat ab, auf eine entsprechende Gesetzesvorlage einzutreten,
welche seine Finanzkommission aufgrund einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion ausgearbeitet hatte. Mit Zustimmung des Bundesrates überwies das Parlament
eine Motion der FK-NR (Mo. 05.3003), welche eine Überprüfung von Ressourcen und
Leistungen im Flag-Modell auf Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
verlangte. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermöglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu können. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern – sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus – war die Verlängerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen über die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht – und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Änderung
grösstenteils befürwortet, die Verbände waren ungefähr zur Hälfte dafür, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalräte jedoch nicht von dessen Diskussion

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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abhielt. Die sozialdemokratische und die grüne Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begründung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden könne und daher die regelmässig wiederkehrenden
Abstimmungen darüber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnötige Kosten
mit sich bringen würden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral für die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine häufigere Überprüfung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben würde. Für den bundesrätlichen Vorschlag argumentierte Leo
Müller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kürzester Zeit wieder an die Urne rufe – wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wäre. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestätigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfällig gewordenen Übergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Ständerat, abschliessend werden Volk und Stände
über die Verlängerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. 33

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Noch weiter als die nationalrätliche Finanzkommission ging eine Motion Blocher (svp,
ZH), die das Bundesbudget über Minderausgaben innerhalb von nur zwei Jahren
ausgleichen und ab 1999 mit dem Schuldenabbau beginnen wollte. Neben der SVP
unterstützte jedoch lediglich die FP den Vorstoss; mit 130:38 Stimmen wurde die vom
Bundesrat als «Rosskur» bezeichnete Motion vom Nationalrat abgelehnt. 34

MOTION
DATUM: 10.06.1996
EVA MÜLLER

Mit einem Ja-Stimmenanteil von knapp 71% und der Zustimmung aller Kantone wurde
das Haushaltsziel 2001 deutlicher als erwartet angenommen. Am klarsten stimmte der
Kanton Appenzell Innerrhoden mit einem Ja-Anteil von 81,1% zu, gefolgt von den
Kantonen Glarus (78,1%), Zug (78,0%), St.Gallen (77,1%) und Nidwalden (77,0%). Am
knappsten war die Annahme der Vorlage mit einem Unterschied von lediglich 590
Stimmen im Kanton Jura (52,1%). In der Romandie (61%) und in der
italienischsprachigen Schweiz (62%) fiel die Zustimmung generell weniger deutlicher
aus als in der Deutschschweiz (74%), was nicht zuletzt auf die schwierigere
Wirtschaftslage zurückgeführt wurde. Das Ergebnis war für Finanzminister Villiger ein
persönlicher Erfolg, nachdem er sich für die Vorlage besonders intensiv eingesetzt
hatte. Die bürgerliche Seite zeigte sich mit dem deutlichen Verdikt des Volkes
zufrieden. Nach Ansicht von CVP-Präsident Durrer habe das Volk einer Finanzpolitik zu
Lasten kommender Generationen eine deutliche Absage erteilt. FDP-Präsident
Steinegger interpretierte das Abstimmungsergebnis als eindeutige Legitimation, die
Bundesfinanzen in Ordnung zu bringen, insbesondere auf der Ausgabenseite. Für die
SVP war klar, dass das Volk genug habe von der Schuldenwirtschaft; beim Sparen gebe
es in Zukunft keine Tabu-Bereiche mehr. Die SP als eigentliche Verliererin des
Abstimmungskampfes forderte die Umsetzung der Versprechen am runden Tisch und
verlangte, dass zur Sanierung des Bundeshaushaltes keine einseitigen Sparübungen zu
Lasten der Sozialwerke gemacht werden dürften. Enttäuscht zeigte sich auch die Grüne
Partei, die dem Bundesrat vorwarf, die Bevölkerung getäuscht zu haben, indem er eine
Lösung der Finanzprobleme ohne Mehreinnahmen als möglich erscheinen liess.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40,9%
Ja: 1 280 329 (70,7%) / 20 6/2 Stände
Nein: 530 486 (29,3%) / 0 Stände

Parolen:
— Ja: FDP, CVP, SVP, LP, LdU, EVP, FP, SD, EDU; SGV, Vorort, Arbeitgeberverband,
Angestelltenverbände, Bauernverband.

BUNDESRATSGESCHÄFT
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— Nein: SP, GP, CSP, Lega, PdA; SGB, CNG. 35

Schon wenige Tage nach der Verabschiedung des Sanierungspakets scherten zahlreiche
bürgerliche Parlamentarier aus dem erzielten Kompromiss aus. Im April hatte der
runde Tisch beschlossen, die Volksinitiative des Hauseigentümerverbandes
«Wohneigentum für alle» abzulehnen und auf einen Gegenvorschlag bis zum Ausgleich
der Bundesfinanzen zu verzichten. Die CVP-Fraktion kritisierte das Verhalten der
anderen Regierungsparteien: Die SP habe im Nationalrat trotz gegenteiligen
Abmachungen zahlreiche Anträge gestellt, die SVP kämpfe prominent im Pro-Komitee
der Wohneigentums-Initiative mit, und die FDP fahre eine Doppelstrategie, indem
entgegen der offiziellen Parteilinie zahlreiche FDP-Parlamentarier die Initiative
unterstützten. Dem Pro-Komitee traten denn auch über 70 bürgerliche National- und
Ständeräte bei. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.12.1998
URS BEER

Das Parlament nahm den Finanzplan zur Kenntnis – gegen den Widerstand der SVP, die
einen Hinweis auf das Swissair-Engagement des Bundes vermisste. Aufgrund der
zunehmenden Staats- und Steuerquote und der sich abschwächenden Konjunktur
diagnostizierte die SVP in einer Interpellation (Ip. 01.3441) einen dringenden
Handlungsbedarf bei den Budget- und Finanzplanvorlagen des Bundes. Der Bundesrat
war anderer Meinung: Da die Schuldenbremse noch nicht eingeführt sei, bestünden
keine konkreten Pläne für ein weiteres Sparpaket. Mit 93:75 Stimmen überwies der
Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates eine Motion der Finanzkommission(Mo.
01.3678), die das Ausgabenwachstum im Finanzplan 2003-2005 von nominell 4,1% auf
3,3% senken will, um die Ausgaben zu stabilisieren. Die Anregung des Ständerats,
künftig bereits in der Herbstsession über die Finanzplanung zu diskutieren, um die
Sensibilität für die Budgetdebatte im Winter zu wecken, stiess bei Bundesrat Villiger auf
Skepsis. Es sei unsicher, ob die Finanzplanung bis im Herbst fertig sei. 37

BERICHT
DATUM: 14.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Mit einer Motion verlangte Ständerat Epiney (cvp, VS) (Mo. 02.3736) vom Bundesrat eine
umfassende Überprüfung der Bundesaufgaben. Analog zur NFA-Kommission soll eine
Spezialkommission erstens Vorschläge zu einer allgemeinen Reform der
Bundesaufgaben basierend auf den Kriterien Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit
unterbreiten, zweitens das Problem der permanenten Überlastung des Bundes und
seiner Institutionen analysieren und drittens für jedes neue Investitionsvorhaben ein
Spezialbudget vorlegen. Die ersten beiden Punkte des Vorstosses wurden überwiesen,
der dritte abgelehnt; der Bundesrat hatte die ersten Punkte nur in Postulatsform
entgegen nehmen wollen. Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat eine
Motion Schweiger (fdp, ZG) (Mo. 03.3345) als Postulat, welches die Regierung
beauftragt, in vierzig Punkten eine Reihe von Reformen in den verschiedensten
Politikbereichen (Gesundheit, soziale Wohlfahrt, Verkehr, Landesverteidigung etc.)
voranzutreiben. Die Absicht des Motionärs war, den Bundesrat dazu zu bewegen, dem
Parlament eine Auswahlmöglichkeit bei den Sparvorschlägen zu bieten. Bundesrat
Villiger entgegnete, dass er dies gerne tun würde, doch sehe er kein grösseres
Sparpotenzial. Der Rat überwies auch ein Postulat Bürgi (svp, TG) (Mo. 03.3348), das die
finanzpolitische Prüfung von längerfristigen Reformen in elf Bereichen anregte. Im
Anschluss an die Debatte zum Entlastungsprogramm 2003 überwies das Parlament eine
Motion der Spezialkommission-NR (Mo. 03.3435) als Postulat beider Räte, welches ein
weiteres Sanierungsprogramm fordert; die Diskussion einer Motion der SVP-Fraktion
(Mo. 03.3495), die ein Sanierungspaket mit einer Aufgabenverzichtsplanung und einer
Ausgabenreduktion von mindestens 2,5 Mia Fr. bis Ende 2004 verlangt, wurde
verschoben. 38

MOTION
DATUM: 19.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Während des laufenden Jahres behandelten die Räte mehrere Vorstösse, welche eine
Aufgabenverzichtsplanung verlangten: In der Sommersession lehnte der Nationalrat
eine von Ständerat Epiney (cvp, VS) (Mo. 02.3736) eingereichte Motion, welche eine
umfassende Überprüfung der Bundesaufgaben verlangte, ab, da mit den
Entlastungsprogrammen 2003 und 2004 bereits entsprechende Schritte eingeleitet
seien. Auf Antrag des Bundesrates überwies er drei gleichlautende Motionen der SVP-,
CVP- und FDP-Fraktion (Mo. 02.3444, Mo. 02.3443, Mo. 02.3442)  als Postulate, welche
eine schuldenbremsenkonforme Finanzplanung ohne Steuererhöhungen, eine
Verzichtsplanung sowie eine Beschränkung des Ausgabenwachstums auf das

MOTION
DATUM: 27.09.2004
MAGDALENA BERNATH
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Wirtschaftswachstum forderten und stimmte der Umwandlung einer weiteren Motion
der FDP-Fraktion (Mo. 02.3560) in ein Postulat zu, das die Kürzung der Ausgaben
verlangte. In der Herbstsession nahm der Nationalrat eine Motion der CVP-Fraktion
(Mo. 03.3311) an, welche die Überprüfung von Aufgaben und Leistungen des Bundes und
der Strukturen der Bundesverwaltung sowie die Durchforstung der Rechtserlasse
forderte. Der Bundesrat hatte diesen Vorstoss lediglich in Postulatsform
entgegennehmen wollen. 39

In der Frühlingssession überwies der Nationalrat ein Postulat der SVP-Fraktion, welches
von der Regierung bis Ende 2006 einen Bericht verlangt, in dem sie sämtliche
wahrgenommenen Aufgaben auf ihre Wichtigkeit hin überprüft. Abgelehnt wurde eine
Motion Wehrli (cvp, SZ) (Mo. 04.3805), welche den Bundesrat hatte verpflichten wollen,
die Aufwendungen der Bundesverwaltung für die Öffentlichkeitsarbeit um mindestens
15 Mio Fr. zu reduzieren. Ebenfalls verworfen wurde eine weitere Motion desselben
Parlamentariers (Mo. 05.3293), welche bei der Aufgabenverzichtsplanung auf
Kürzungen im Bereich Jugend und Sport verzichten wollte. In seiner Antwort hielt der
Bundesrat fest, das VBS habe die entsprechenden Vorkehrungen bereits getroffen. 40

POSTULAT
DATUM: 23.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Obwohl eine parlamentarische Initiative der Fraktion der SVP, welche eine
Verschärfung der Schuldenbremse bewirken wollte, indem sämtliche Ausgaben
obligatorisch unter die Schuldenbremse unterstellt worden wären, vom Nationalrat
abgelehnt wurde, arbeitete das Finanzdepartement an einem Vorentwurf für eine
Gesetzesvorlage, die in eben diese Richtung zielt. Die Schuldenbremse soll darin
ausgeweitet werden und auch die ausserordentlichen Ausgaben erfassen. Prinzipiell
dürfe nicht mehr ausgegeben werden als eingenommen wird. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.2007
LINDA ROHRER

Ende Februar war ein Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung geschickt worden,
welcher auf eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion aus dem Jahr 2004
zurückgeht, welche das Finanzreferendum auf Bundesebene einführen wollte.
Verpflichtungskredite, welche neue einmalige Ausgaben von mehr als 200 Mio Fr. oder
neue wiederkehrende Ausgaben ab 20 Mio Fr. vorsehen, sollten damit dem fakultativen
Referendum unterstellt werden. Die Initianten hatten sich davon ein grösseres
Interesse des Volkes an Abstimmungen und eine bremsende Wirkung auf die Ausgaben
und die Schulden erhofft. Während sich die Wirtschaftsverbände und die bürgerlichen
Parteien positiv zu der Initiative äusserten, gab es insbesondere von linker Seite und
Teilen der CVP Widerstand. Auch die Konferenz der Finanzdirektoren (FDK) wies auf
kritische Punkte hin, obwohl sich der Vorstand insgesamt für ein Finanzreferendum auf
Bundesebene ausgesprochen hatte. Als entscheidend erachtete diese, dass der Bund
für die Kantone ein verlässlicher Partner bleibe und dass Kredite, die für den Vollzug
der Programmvereinbarungen nötig sind, als gebunden qualifiziert und nicht dem
Finanzreferendum unterstellt werden. Einige Kantone befürchteten zudem rechtliche
Unsicherheiten, da sich auch in der kantonalen Praxis bisweilen Abgrenzungsprobleme
in der Frage ergeben, bei welchen Beschlüssen das Finanzreferendum zur Anwendung
kommen kann. Im Anschluss an die Vernehmlassung und nach der Prüfung
verschiedener Umsetzungsmöglichkeiten der Initiative beschloss die Staatspolitische
Kommission des Nationalrates mit 12 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung, nicht auf die
Vorlage einzutreten und die Initiative dem Rat zur Abschreibung zu beantragen. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.11.2007
LINDA ROHRER

Der Nationalrat schrieb mit 123 zu 60 Stimmen gegen den Widerstand der SVP, welche
den Vorstoss 2003 eingereicht hatte, eine parlamentarische Initiative ab, mit der auf
Bundesebene ein Finanzreferendum verlangt wurde. 2004 hatte der Rat dem Begehren
in einer ersten Phase Folge gegeben. Nach einer breiten Vernehmlassung war die
Kommission in der Zwischenzeit aber zur Einsicht gelangt, dass ein Finanzreferendum
auf Bundesebene umstritten ist und wohl auch nicht zweckmässig wäre. Bundesrat
Merz sprach sich ebenfalls für eine Abschreibung aus, da es zielführendere Instrumente
zur Eindämmung der Bundesausgaben gebe, insbesondere die Schuldenbremse, zudem
würden mit diesem Instrument Ausgaben, die von Bundesrat und Parlament als
dringlich erachtet werden, über Gebühr verzögert. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI
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Voranschlag

Auch das Parlament vertröstete sich grösstenteils auf das Stabilisierungsprogramm 98
und das Haushaltsziel 2001. Als Erstrat lehnte der Ständerat zwei Rückweisungsanträge
Uhlmann (svp, TG) und Weber (ldu, ZH) ab, die ein Defizit von maximal CHF 6 Mrd. bzw.
CHF 7 Mrd. zulassen wollten. Dem befristeten Lohnopfer des Bundespersonals von
höchstens 3% stimmte er zu, wobei er dieses gemäss dem Kommissionsantrag abstufte.
Einen Antrag Seiler (svp, SH), der untere Lohnkategorien von der Lohnkürzung
ausnehmen wollte, lehnte er ab, ebenso wie einen Antrag Frick (cvp, SZ), der die
Parlamentarierentschädigungen kürzen wollte. Der Ständerat folgte durchwegs seiner
Finanzkommission und sanktionierte schliesslich ein Defizit von CHF 7.78 Mrd. Auch im
Nationalrat waren drei Rückweisungsanträge chancenlos. Die SVP verlangte Kürzungen
von CHF 2.4 Mrd., der LdU ein Defizit von höchstens CHF 7 Mrd. und die Demokratische
Fraktion ein solches von höchstens CHF 4 Mrd. Wie im Ständerat war auch in der
grossen Kammer das Lohnopfer der Bundesbeamten Zankapfel. Während ein Antrag
Hafner (sp, SH) tiefere Lohnklassen vor Abstrichen bewahren wollte, forderte Blocher
(svp, ZH) eine generelle Besoldungsrevision und einen Abbau von 100 Stellen. In einer
«unheiligen Allianz» brachten Linke und SVP lineare Lohnkürzungen zu Fall. Ansonsten
folgte auch der Nationalrat seiner Finanzkommission und lehnte unter anderem einen
Antrag Blocher, den Etat für die Flüchtlingshilfe um CHF 47 Mio. zu kürzen, ab. Die SP
hatte keinen Erfolg mit Angriffen auf die Mittel des EMD, und die Lastwagenlobby
scheiterte erneut mit dem Versuch, die Entwicklung eines Fahrleistungsmessgerätes zur
Erhebung der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe zu stoppen. Den Bauern
versagte der Nationalrat den Wunsch, die von der Kommission um CHF 10 Mio.
gekürzten Finanzen für Bodenverbesserungen und landwirtschaftliche Hochbauten
wieder aufzustocken. In der Differenzbereinigung schloss sich der Ständerat bei den
meisten Positionen dem sparfreudigeren Nationalrat an. Abstriche von CHF 40 Mio. bei
der Rüstung lehnte er aber ab und ging auch auf einen Vermittlungsantrag für eine
Reduktion von CHF 16 Mio. nicht ein. Auch bezüglich des Lohnopfers hielt der Ständerat
an seiner Position fest. Der Nationalrat lehnte zwar lineare Lohnkürzungen erneut ab,
verweigerte mit Hilfe der SVP aber auch eine Aufstockung des Budgets. Der Bundesrat
stellte deshalb Einsparungen andernorts beim Personal in Aussicht.
Zum Lohnopfer der Bundesbeamten siehe auch oben, Teil I, 1c (Verwaltung). 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1997
EVA MÜLLER

Der Nationalrat lehnte zwei Motionen der SVP Fraktion ab. Die erste hatte vom
Bundesrat verlangt, gleichzeitig mit dem Budget u.a. die im vorangegangenen Jahr von
Parlament und Verwaltung beschlossenen Steuern, Abgaben und Gebühren zu
veröffentlichen. Der Bundesrat war der Meinung, die Steuerbelastung sei transparent
genug. Der zweite Vorstoss (Mo. 06.3590) forderte eine Anpassung der Definition der
Zwangsabgabenquote und der Staatsquote an die OECD-Standards. Gemäss Bundesrat
stünden die Daten zur Fiskal- und Staatsquote im Einklang mit den
Standarddefinitionen der OECD und der EU. Die von der SVP erwähnten Prämien für die
Krankenversicherung und die Beiträge an die berufliche Vorsorge seien von der
Berechnung der Fiskalquote auszuschliessen, weil es sich um Leistungen an private
Institutionen handle. Die Tatsache, dass Prämien obligatorisch sind, bilde noch kein
ausreichendes Kriterium dafür, sie zu den obligatorischen Abgaben der öffentlichen
Verwaltungen zu zählen. Um die Transparenz der Berechnungen zu gewährleisten,
veröffentliche das EFD jährlich Zusatztabellen, die alle Abgaben mit obligatorischem
Charakter und gemäss verschiedenen Definitionen darstellen. 45

MOTION
DATUM: 20.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession 2016 beriet der Nationalrat den Voranschlag 2017 als Erstrat.
Dabei setzte er den Rotstift vor allem im Eigenbereich an. So beschloss er unter
anderem Kürzungen beim Bundespersonal, bei externen Beratern und Dienstleistungen
sowie bei der Informatik, sprach aber mehr Geld für die Landwirtschaft und die Bildung
als es der Bundesrat vorgesehen hatte. Die Hauptdiskussion im Nationalrat drehte sich
aber um die vom Bundesrat vorgesehene ausserordentliche Budgetierung von
Asylausgaben in der Höhe von CHF 400 Mio. und die grundlegende Frage, ob ein
solches Vorgehen eine Aufweichung der Schuldenbremse darstelle. Während die
Mehrheit der FK-NR die Kriterien der Ausserordentlichkeit bei der Schuldenbremse,
insbesondere die Einmaligkeit und Unvorhersehbarkeit, als nicht gegeben erachtete,
wies Philipp Hadorn (sp, SO) im Namen der Kommissionsminderheit darauf hin, dass bei
der Erarbeitung dieser Ausnahmeklausel das Asylwesen explizit als Anwendungsfall
erwähnt worden war. Die Finanzkommission des Nationalrats beantragte diesbezüglich,
die Asylausgaben aufgrund der neusten Schätzungen des SEM mithilfe von dessen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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ursprünglicher Schätzmethode zu kalkulieren und nicht – wie es der Bundesrat getan
hatte – aufgrund der vom SEM neu entwickelten Schätzmethode vom Mai 2016. Dadurch
konnte die Schätzung der Anzahl Asylgesuche von 45‘000, mit denen der Bundesrat im
Sommer 2016 gerechnet hatte, auf etwa 30‘000 Asylgesuche reduziert werden. In
Übereinstimmung mit diesen neuen Zahlen reduzierte die Finanzkommission die
Betriebsausgaben bei den Empfangs- und Verfahrenszentren und die Ausgaben bei der
Sozialhilfe für Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge um etwa CHF
340 Mio. Zusammen mit einer Kreditsperre im Umfang von 60 Mio., die auf alle
Departemente verteilt werden sollte, würde dies einen Verzicht auf ausserordentliche
Asylausgaben erlauben. Dieser Konzeptentscheid war in der Kommission mit 13 zu 12
Stimmen knapp angenommen worden, noch knapper fiel die Entscheidung im
Nationalrat aus: Dieser stimmte dem Kommissionsvorschlag nur dank dem
Stichentscheid von Ratspräsident Stahl (svp, ZH) mit 97 zu 96 Stimmen zu. Bundesrat
Maurer kritisierte das Vorgehen, bei Bedarf plötzlich die Diskussionsgrundlage zu
ändern und nicht wie üblich und bei allen anderen Budgetpositionen die Zahlen von
Juni 2016 zu verwenden. Diese Praxis, „wenn es unangenehm wird, noch gewisse
Änderungen [vorzunehmen]“, gefährde die Schuldenbremse stärker als die
Ausserordentlichkeit gewisser Ausgaben. 

Bei der Gesamtabstimmung sprachen sich die Fraktionen der SP und der Grünen
mehrheitlich gegen den Voranschlag aus, weil ihnen die Sparanstrengungen deutlich zu
weit gingen. Gleichzeitig beschloss aber auch die SVP-Fraktion, den Voranschlag
abzulehnen und begründete dieses Vorgehen damit, dass in Zeiten ohne Rezession ein
ausgeglichenes Budget angestrebt werden sollte. Damit lehnte der Nationalrat den
Voranschlag 2017 mit 77 zu 113 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. Der Ständerat wird somit
bei seiner Beratung am 5. Dezember 2016 nur den Bericht des Bundesrates, nicht aber
die Beschlüsse des Nationalrates diskutieren. Anschliessend wird sich der Nationalrat
noch einmal mit dem Voranschlag beschäftigen müssen, wobei er theoretisch mit der
Diskussion nochmals von vorne beginnen müsste. Zum ersten Mal stellte sich beim Bund
damit auch die Frage, was wäre, wenn die Räte bis zum 1. Januar 2017 kein Budget
verabschieden könnten. Denn obwohl die meisten Kantone solche Regelungen kennen,
sieht der Bund für diesen Fall keinen rechtlich vorgeschriebenen Ablauf vor. Gemäss
Philipp Rohr, dem Sprecher der Finanzverwaltung, dürfte der Bund dann theoretisch
keine Zahlungen mehr tätigen. Um dies zu verhindern, müsste das Parlament eine Art
Notbudget beschliessen, bevor in der Frühlingssession ein neuer ordentlicher
Voranschlag erarbeitet werden könnte. Olivier Feller (fdp, VD) reichte in der Folge eine
Motion ein, welche diese rechtliche Lücke schliessen soll. 46

Am 7. Dezember begann der Nationalrat bei der Debatte des Voranschlags 2017 noch
einmal von vorne. Bereits der Antrag der FK-NR hatte jedoch deutlich gemacht, dass
sich die inhaltlichen Positionen seit der letzten Beratung nicht verändert hatten.
Entsprechend sah der Voranschlag 2017 am Ende der Behandlung wieder genau gleich
aus wie noch eine Woche zuvor, lediglich das Resultat der Gesamtabstimmung hatte
sich verändert: Die SP-Fraktion lehnte das Budget zwar noch immer geschlossen ab, die
SVP-Fraktion enthielt sich jedoch grösstenteils der Stimme, so dass der Voranschlag mit
82 zu 52 Stimmen bei 65 Enthaltungen angenommen wurde. Dabei schuf der
Nationalrat zahlreiche Differenzen zum Ständerat. 

Im Differenzbereinigungsverfahren schloss sich der Ständerat bezüglich der
Finanzierung der Asylkosten dem Nationalrat an. Folglich entschied man sich, im
Voranschlag 2017 die tiefere Schätzung der Anzahl Asylanträge zu verwenden, wodurch
bei den Betriebsausgaben der Empfangs- und Verfahrenszentren sowie bei den
Sozialhilfekosten für Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Flüchtlinge insgesamt
CHF 344 Mio. gespart werden konnten. Zudem wurde eine Kreditsperre von CHF 60
Mio., verteilt auf alle Departemente, beschlossen, was einen Verzicht auf eine
Ausserordentlichkeit der Asylausgaben erlaubte. Auch bezüglich des sogenannten
Schoggi-Gesetzes, das durch Ausfuhrbeiträge einen Preisausgleich zwischen
Rohstoffen aus der Schweiz und dem Ausland vorsieht, schloss sich der Ständerat dem
Vorschlag des Nationalrats an und erhöhte die Exportsubventionen in der
Landwirtschaft um CHF 26,7 Mio. 

Nachdem die sechs noch bestehenden Differenzen im Rahmen des
Differenzbereinigungsverfahrens nicht geklärt werden konnten, wurde eine
Einigungskonferenz einberufen. Diese folgte in den vier kleinen Differenzen dem
Nationalrat und suchte in den zwei grossen Differenzen Kompromissvorschläge
zwischen den beiden Kammern. Im Nationalrat votierten jedoch unter anderem die
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SVP-, FDP- und BDP-Fraktionen gegen den Kompromissvorschlag der
Einigungskonferenz, so dass dieser mit 105 zu 84 Stimmen bei 5 Enthaltungen abgelehnt
wurde. Folglich werden jeweils die tieferen Beträge aus den Beratungen definitiv
übernommen. Beim Bundespersonal (CH 50 Mio.), bei externen Beratungen (CHF 60,3
Mio.) und der Informatik (CHF 17,5 Mio.) werden somit Querschnittskürzungen von
insgesamt CHF 128 Mio. vorgenommen, wie es der Nationalrat gewünscht hatte.
Entgegen dessen Präferenzen wird hingegen die Qualitäts- und Absatzförderung der
Landwirtschaft nicht um CHF 2.5 Mio. erhöht. Damit weist der definitive Voranschlag
2017 ein Finanzierungsdefizit von CHF 250 Mio. auf, hält jedoch die Vorgaben der
Schuldenbremse mit einem strukturellen Überschuss von CHF 92 Mio. ein. 47

Finanzausgleich

Das Parlament verabschiedete im Berichtsjahr die Vorschläge des Bundesrats zur
Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und Härteausgleichs. Der Ständerat befasste
sich als erster damit und stimmte auf Antrag seiner Kommissionsmehrheit dem
Bundesratsentwurf zu. Nachdem Eintreten unbestritten war, lehnte er mit 32 zu 12
Stimmen einen Antrag der Vertreter der finanzstarken Kantone ab, den Anteil dieser
Kantone an den Grundbeitrag von den vom Bundesrat vorgeschlagenen 70% auf 68% zu
senken. Nicht besser erging es auch dem von Abgeordneten der städtischen Kantone
eingebrachten Antrag, den Lastenausgleichsfonds nicht je zur Hälfte für den Ausgleich
von topographischen Lasten (d.h. Berggebiete) respektive von soziodemographischen
Lasten (d.h. hohe Anteile an Armen, Alten und Ausländern) zu verwenden, sondern im
Verhältnis 40% zu 60%. Ebenfalls abgelehnt wurde ein Antrag von gleicher Seite, den
Härteausgleich für die ersten acht Jahre von den beantragten CHF 430 Mio. pro Jahr
auf CHF 257 Mio. zu kürzen.
Auch im Nationalrat war Eintreten unbestritten. Der Rat lehnte in der Detailberatung
Anträge der Linken resp. der SVP ab, den Beitrag der finanzstarken Kantone über resp.
unter den vom Bundesrat beantragten 70% anzusetzen. Keine Gnade fanden auch
Vorschläge der Linken und einigen städtischen Abgeordneten, den Anteil des
soziodemographischen Lastenausgleichs von 50% auf 55% zu erhöhen, resp. von
Parlamentariern aus finanzstarken Kantonen, den Beitrag an den Härteausgleichsfonds
zu kürzen. Differenzen zwischen den beiden Kammern gab es einzig bei den
Übergangsbestimmungen bei der Invalidenversicherung. Hier setzte sich die im
Nationalrat von der Linken und der SVP unterstützte Forderung durch, dass entgegen
dem Bundesratsvorschlag auch die Kantone einen Beitrag zur Sanierung dieser hoch
verschuldeten Versicherung leisten müssen. In der Schlussabstimmung gab es im
Ständerat beim Ressourcen- und Lastenausgleich 6 Gegenstimmen, beim
Härteausgleich deren zwei. Im Nationalrat zählte man 2 resp. 12 Gegenstimmen. Die
Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen wurde auf Anfang 2008 in Kraft gesetzt. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.11.2007
HANS HIRTER

Im Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) ist unter anderem
geregelt, dass der Bundesrat periodisch Bericht über die Wirksamkeit des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen (NFA) zu erstatten hat. Auf der Basis
dieses Berichts wird die Neudotierung der Ausgleichsgefässe für die anstehende
Beitragsperiode vorgenommen. Im Juli schickte der Bundesrat den ersten
Wirksamkeitsbericht für den Zeitraum 2008–2011 (Bundesrat: Wirksamkeitsbericht des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen 2008–2011 (31.3.10); Eidgenössische
Finanzverwaltung: Vernehmlassungsergebnis zum Wirksamkeitsbericht des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen 2008-2011 (20.7.10)) zusammen mit
Massnahmenvorschlägen für die Periode 2012–2015 in die Vernehmlassung. Die
Konferenz der Kantonsregierungen und die meisten Kantone, Parteien und Verbände
äusserten sich grundsätzlich positiv zur NFA, auch wenn deren Wirksamkeit noch nicht
richtig abgeschätzt werden könne. Die SVP schlug vor, die Einführung einer Obergrenze
für Geberkantone zu diskutieren. Die SP kritisierte, dass die versprochene Nivellierung
der Steuerunterschiede zwischen den Kantonen bisher nicht eingetreten sei und
verwies auf ihre Steuergerechtigkeitsinitiative. Die CVP und die FDP mahnten an, dass
es zu früh sei, um Änderungen vorzunehmen. Noch im November legte der Bundesrat
seine Botschaft zur Änderung des FiLaG und zur Festlegung des Ressourcen- und
Lastenausgleichs zwischen Bund und Kantonen für 2012–2015 vor. Er stellte darin drei
verschiedene Vorlagen zur Diskussion. Vorlage A soll eine Gesetzeslücke schliessen und
die Voraussetzungen für eine rückwirkende Berichtigung fehlerhafter
Ausgleichszahlungen schaffen. Vorlage B umfasst die Vorschläge für die neuen

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 30.11.2010
MARC BÜHLMANN

01.01.89 - 01.01.19 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Grundbeiträge des horizontalen und vertikalen Ressourcenausgleichs. In Vorlage C sind
die Anträge des Bundesrats zu den geplanten Grundbeiträgen des geografisch-
topografischen und des soziodemografischen Lastenausgleichs zusammengefasst. Die
Beratung der Räte stand im Berichtjahr noch aus. 49

Nachdem die Geberkantone bei der Festlegung der Beträge des Ressourcenausgleichs
den Nehmerkantonen unterlegen waren, entlud sich ihr Frust Ende 2015 gleich
mehrfach: Im Anschluss an die Schlussabstimmung zum Ressourcen- und
Lastenausgleich im Parlament meldeten mehrere Geberkantone Interesse an, das
Kantonsreferendum zu ergreifen, wobei jedoch nur die Kantone Nidwalden,
Schaffhausen, Schwyz und Zug diese Absicht auch umsetzten. Für ein Zustandekommen
des Kantonsreferendums hätten sich jedoch acht Kantone beteiligen müssen.
Gleichzeitig sammelte die SVP im Kanton Schwyz Unterschriften für ein
Volksreferendum, das aber ebenfalls nicht zustande kam. Im Kanton Zug forderten
bürgerliche Politiker, die Beiträge an den Ressourcenausgleich teilweise auf ein
Sperrkonto einzuzahlen und aus der KdK auszutreten. Denn obwohl das Parlament
einen von der KdK eingebrachten Kompromissvorschlag angenommen hatte, zeigten
sich die Geberkantone unzufrieden: Ihrer Ansicht nach seien die Ziele des
Finanzausgleichs erreicht, da heute jeder Kanton mehr Ressourcen habe als die
vereinbarten 85 Prozent des schweizerischen Durchschnitts. 

Die heftig geführte Parlamentsdebatte zum Ressourcenausgleich hatte das grosse
Sprengpotenzial verdeutlicht, das der Finanzausgleich in sich birgt. An der
Plenarversammlung der KdK im September 2015 ging es folglich darum, dafür zu sorgen,
dass die entsprechenden Verhandlungen in Zukunft weniger explosiv würden. Dazu
setzte die KdK eine politische Arbeitsgruppe Marty zur Erarbeitung von Vorschlägen zur
Optimierung des Finanzausgleichssystems Bund – Kantone ein. Ihren Namen erhielt die
Arbeitsgruppe durch ihren Vorsitzenden, den ehemaligen Finanzdirektor des Kantons
Schwyz, Franz Marty. Sie setzte sich aus je drei Regierungsmitgliedern aus
ressourcenstarken sowie aus ressourcenschwachen Kantonen zusammen. Am 17. März
2017 verabschiedeten die Kantonsregierungen den auf dem Schlussbericht dieser
Arbeitsgruppe beruhenden Antrag zur Optimierung des Finanzausgleichs, der die
Eckwerte der Kantone für das Gesamtpaket des Finanzausgleichs beinhaltete. So sollte
unter anderem die Ausgleichssumme aufgrund der Entwicklung der Disparitäten und
unter Berücksichtigung des Ausgleichsbedarfs festgelegt werden. Entsprechend sollte
die Ausgleichssumme nicht mehr durch von Mal zu Mal neu auszuarbeitende
Parlamentsentscheide, sondern durch fixe gesetzliche Vorgaben festgelegt werden und
die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons garantieren. Diese
Garantie soll 86.5% des schweizerischen Durchschnitts betragen. 50
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